
vorliegt, zielt in die gleiche Richtung. Durch die Währungsum­
stellung wird das Stammkapital von GmbHs halbiert. Eine sofor­
tige Aufstockung auf den nach dem GmbH-Gesetz notwendigen 
Mindestsatz von 50 000 D-Mark würde viele auf dem freien Kapi­
talmarkt zur Kreditaufnahme zwingen - bei den heutigen und 
noch zu erwartenden Zinssätzen eine Belastung, die viele Unter­
nehmer - und das sind sie ab 1.7. - in die Knie zwingen würde.

Wir Sozialdemokraten wissen, daß es nicht Aufgabe des Ge­
setzgebers ist, jedes unternehmerische Risiko abzusichern, aber 
es ist Aufgabe des Staates, daß die Rahmenbedingungen stim­
men, unter denen unternehmerisches Handeln möglich wird. 
Wir Sozialdemokraten kennen auch die Risiken unseres Vor­
schlages. Vermindertes Stammkapital kann die Kreditfähigkeit 
von Unternehmen verringern. Aber wir meinen, die Vorteile un­
seres Vorschlages sind größer als das Risiko. Gesellschafter sol­
len ihr Geld in Realinvestitionen ummünzen, sie sollen ihre Be­
triebe realisieren und ausweiten. Der Einstieg für Neuunterneh­
mer muß erleichtert werden. Für einen blühenden Mittelstand 
ist unser Vorschlag ein erster Schritt. Weitere müssen folgen.

Die lähmende Untätigkeit im Wirtschaftsministerium ist zu 
überwinden, umfassende Informationszentren sind zu schaffen, 
z. B. für Know-how-Transfer bei Kostenrechnung von Manage­
ment und Marketing, für Innovationsberatung bei Verfahren 
und Produktion, für Qualifizierungsoffensive für Mitarbeiter. 
Vieles könnte noch folgen.

Der erste Schritt ist jedoch, durch die Verlängerung des in der
_yR noch üblichen Mindeststammkapitals von 20 000 D-Mark
für einen Übergangszeitraum die gleichberechtigten Chancen 
für kleine und mittlere Unternehmen in der DDR zu schaffen.

Meine Damen und Herren! Die SPD-Fraktion ist für die Über­
weisung dieses Antrags an den Wirtschaftsausschuß.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Ich danke, Herr Abgeordneter! Erlauben Sie eine Anfrage?

(Bogisch, SPD: Ja bitte.)

Krziskewitz (CDU/DA):

Verehrter Kollege! Besteht nicht die Gefahr, daß bei einem 
derart niedrigen Eigenkapital voreiligen, unüberlegten Ge­
schäftsgründungen Vorschub geleistet wird, die dann in die In­
solvenzen gehen, daß Betriebe dieser Größenordnung sich bes­
ser als gewöhnliche Gewerbebetriebe betreiben lassen als in die- 

speziellen Form der GmbH?

^"“Und zweite Frage: Ist Ihnen bekannt, daß es ein spezielles Kre­
ditprogramm zur Eigenkapitalbeschaffung gibt? Diese Kredite 
sind u. a. zwei Jahre zinsfrei, und erst nach zehn Jahren beginnt 
die Tilgung, und dafür sind 380 Mio DM vorhanden.

Bogisch (SPD):

Ich darf mit der zweiten Frage antworten. Es ist nicht wichtig, 
ob es in diesem Hause bekannt ist, sondern ob es in der Republik 
bekannt ist.

(Zuruf: Das ist richtig.)

Wenn Sie gestatten, werde ich auch auf die erste Frage antwor­
ten. Natürlich ist das Risiko wesentlich größer, nur der Staat ist 
nicht dafür verantwortlich, für das Risiko der Unternehmen. 
Aber für die Startbedingungen der Unternehmungen ist der 
Staat verantwortlich, und wenn wir nur 4 000 Mark 1 :1 bar Um­
tauschen und dann noch die Einlagen bei GmbH, Genossen­
schaften usw. halbieren, dann finden wir es verantwortungslos, 
wenn dann noch der GmbH-Stammbetrag von heute auf morgen 
auf 50 000 Mark erhöht wird.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Dort ist ein Antrag zur Geschäftsordnung.

(Zuruf: Herr Präsident! Da diese Argumente in verschiedenen 
Ausschüssen schon mehrfach beraten wurden, beantrage ich 
Abbruch der Debatte und entsprechend Ihres Vorschlages Über­
weisung in den Wirtschaftsausschuß.)

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Ich habe angenommen, Sie wären jetzt sowieso fertig. Danke 
schön.

Meine Damen und Herren! Nach einer Vereinbarung im Präsi­
dium soll zu diesem Tagesordnungspunkt eine Aussprache nicht 
stattfinden, so daß wir gleich - ich sehe keinen Widerspruch - zur 
Abtimmung kommen können. Das Präsidium schlägt vor, den 
Antrag der Fraktion der SPD, verzeichnet in der Drucksache 
Nr. 105, an den Wirtschaftsausschuß zu überweisen.

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Danke. Wer 
ist dagegen? - Einige Gegenstimmen. Stimmenthaltungen? - 
Ebenfalls einige, so daß dieser Überweisungsantrag angenom­
men worden ist, und somit ist die Überweisung beschlossen.

Meine Damen und Herren! Wir sind damit am Schluß unserer 
heutigen Tagesordnung. Ich berufe die nächste Tagung der 
Volkskammer auf Freitag, den 29. Juni 1990, 8.00 Uhr, ein.

Die Tagung ist geschlossen. Ich danke schön.

Ende der Sitzung gegen 20.30 Uhr

Anlage 1

Antwort des Ministers für Umwelt, Naturschutz, Energie und 
Reaktorsicherheit, Herrn Prof. Dr. Karl-Hermann Steinberg, 
auf die Frage des Abgeordneten Peter Hildebrand (Bündnis 90/ 
Grüne) - Drucksache Nr. 86.

Frage 29

In verschiedenen landschaftlich attraktiven Gegenden der 
DDR werden seit einiger Zeit zum Teil pausenlos touristi­
sche Rundflüge mit Hubschraubern, Agrarflugzeugen u. a. 
durchgeführt. Der Lärm und die zusätzlichen Luftschad­
stoffemissionen bedeuten eine unerhörte Zumutung für die 
jeweiligen Bewohner und Erholungssuchenden und für die 
betroffene Tierwelt. Verursacher dieses rücksichtslosen Ex­
klusivtourismus sind die ehemaligen Genossen Piloten des 
Agrarfluges und der GST. Sie wissen, daß sie ihr Geschäft 
betreiben dürfen und daß entgegenstehende Beschlüsse der 
Räte der Bezirke nicht durchsetzbar sind.

Was kann gegen die aus der Sicht des Natur- und Umwelt­
schutzes und der Gefährdung allgemeintouristischer Inter­
essen abzulehnenden Rundflüge staatlicherseits getan wer­
den?

Ist eine generelle Luftraumbeschränkung - auch eine solche 
über 300 m Flughöhe - über bestimmten Gebieten umge­
hend möglich, oder was ist in dieser Hinsicht zu tun?

Antwort

Die Situation ist bekannt, und wir haben zahlreiche Hinweise 
der Bürger aus verschiedenen Territorien. Bedauerlicherweise 
muß festgestellt werden, daß für den Schutz gegen Fluglärm kei­
ne Rechtsbestimmung in der DDR existiert.

In Verbindung mit dem Umweltrahmengesetz, speziell der 
Anwendung des Bundesimmissionsschutzgesetzes, wird im Mi­
nisterium für Umwelt, Naturschutz, Energie und Reaktorsicher-
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(Vereinzelt Beifall bei der SPD)


